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Änderung des Sozialgesetzes: Umsetzung der EL-Reform in der Fa-
mEL und Bereinigungen/Optimierungen

Der Kantonsrat von Solothurn

gestützt auf Artikel 94 und 100 der Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 
8. Juni 1986[BGS 111.1.]
nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates ... (RRB 
Nr. 2023/...)

beschliesst:

I.

Der Erlass Sozialgesetz (SG) vom 31. Januar 2007 (Stand 1. Januar 2022) wird 
wie folgt geändert:

§  25bis

Kantonale Zuständigkeit

1 Das Departement nimmt alle Aufgaben des Kantons im Regelungsbereich die-
ses Gesetzes wahr, soweit diese nicht ausdrücklich anderen Behörden oder Or-
ganen übertragen sind.

§  85quinquies

Anerkannte Ausgaben

1 Mit Ausnahme der Prämien für die obligatorische Krankenpflegeversicherung 
richten sich die anerkannten Ausgaben nach Artikel 10 ELG[SR 831.30.].

https://bgs.so.ch/data/111.1/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.30/de
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1bis Bei den Prämien für die obligatorische Krankenpflegeversicherung werden die 
Prämien der Grundversicherung berücksichtigt, maximal jedoch die kantonale 
Durchschnittsprämie für die obligatorische Krankenpflegeversicherung. Diese 
Leistungen gelten als Prämienverbilligung und werden direkt dem Krankenversi-
cherer ausbezahlt.

1ter Zusätzlich berücksichtigt werden die nachgewiesenen Kosten für die externe 
Betreuung von Kindern unter 6 Jahren bis maximal 6'000 Franken je Kind.

1ter Aufgehoben.

2 Der Regierungsrat kann den Betrag für den Lebensbedarf und den Betrag für 
die Mietzinsausgaben jeweils um maximal 20 Prozent vermindern.

§  85sexies

Anrechenbare Einnahmen

1 Folgende Beträge werden pro Jahr immer als Nettoerwerbseinkommen ange-
rechnet:

a) bei Familien mit mindestens einem Kind unter 3 Jahren und

1. einer erwachsenen Person 10‘000 Franken

2. zwei erwachsenen Personen 40'000 Franken

b) bei Familien ohne Kinder unter 3 Jahren und

1. einer erwachsenen Person 20'000 Franken

2. zwei erwachsenen Personen 40'000 Franken

2 Das tatsächlich erzielte jährliche Nettoerwerbseinkommen, welches über den 
Beträgen nach Absatz 1 liegt, wird bis zu nachstehenden Beträgen zu 80 Prozent 
angerechnet:

a) 10'000 Franken bei Familien mit einer erwachsenen Person;

b) 20'000 Franken bei Familien mit zwei erwachsenen Personen.



- 3 -

          
3 Vom gesamten Reinvermögen der Familie wird ein Zehntel angerechnet, soweit 
es 40‘000 Franken übersteigt; bewohnt die Familie ein Eigenheim, kommen die 
Bestimmungen der EL zur AHV/IV zur Anwendung.

3 Vom gesamten Reinvermögen der Familie wird ein Zehntel angerechnet, soweit 
es 40‘000 Franken übersteigt; verfügt die Familie über Grundeigentum, kommen 
die Bestimmungen der EL zur AHV/IV zur Anwendung.

4 Im Übrigen ist Artikel 11 ELG anwendbar.

§  85septies

Anmeldung und Verfahren

1 Der Regierungsrat bestimmt, wo die Anmeldung zum Bezug von Ergänzungs-
leistungen für Familien einzureichen ist und wer den Vollzug leistet. Das Verfah-
ren richtet sich sinngemäss nach § 84 dieses Gesetzes.

1 Die Anmeldung zum Bezug von Ergänzungsleistungen für Familien ist beim De-
partement einzureichen. Dieses ist auch für den Vollzug zuständig. 

2 Das Verfahren richtet sich sinngemäss nach den Artikeln 34 ff. des Gesetzes 
über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG)[SR 830.1.]. 
Die Ergänzungsleistungen für Familien werden in der Regel monatlich ausbe-
zahlt.

§  144quinquies

Kontrolle und Auszahlung der Beiträge

1 Die ambulanten Dienstleister stellen dem Departement regelmässig eine Ab-
rechnung über die erbrachten Leistungen zu. Sie legen dabei offen, bei welchen 
Personen welche Leistungen erbracht worden sind.

1 Ambulante Dienstleister und Heime stellen dem Departement monatlich bis 
Ende des jeweils folgenden Monats eine Abrechnung über die erbrachten Leis-
tungen zu. Sie legen dabei offen, bei welchen Personen welche Leistungen er-
bracht worden sind.

2 Das Departement kontrolliert die Abrechnungen und zahlt die Beiträge im Auf-
trag der zuständigen Einwohnergemeinde aus.

3 Wird von einem ambulanten Dienstleister ein Aufenthalt mit Pflegeversorgung 
ausserhalb des zivilrechtlichen Wohnsitzes für eine Person organisiert, ist dies 
der Einwohnergemeinde und dem Departement unverzüglich mitzuteilen. Die 
Einwohnergemeinde kann Ferienaufenthalte auf 6 Wochen pro Kalenderjahr be-
schränken.

4 Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung, welche Daten ambulante Dienst-
leister bei den Abrechnungen und bei Mitteilungen über Aufenthalte mit Pflege-
versorgung ausserhalb des zivilrechtlichen Wohnsitzes offenzulegen haben.

4 Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung, welche Daten ambulante Dienst-
leister und Heime bei den Abrechnungen und welche Daten ambulante Dienst-
leister bei Mitteilungen über Aufenthalte mit Pflegeversorgung ausserhalb des zi-
vilrechtlichen Wohnsitzes offenzulegen haben.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/830.1/de
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5 Die Einwohnergemeinden leisten dem Departement Vorschusszahlungen zur 
Deckung der Beiträge an die ambulante Pflege. Sie vergüten dem Kanton die 
Vollzugsaufwendungen in Abhängigkeit der Anzahl Personen, die ambulante 
Pflegeleistungen bezogen haben.

5 Die Einwohnergemeinden vergüten dem Kanton die Vollzugsaufwendungen im 
ambulanten Bereich in Abhängigkeit der Anzahl Personen, die ambulante Pflege-
leistungen bezogen haben, und im stationären Bereich nach der Einwohnerzahl.

§  160
Rechtsmittel bei Sozialversicherungen und Ergänzungsleistungen

1 Gegen Verfügungen der Sozialversicherungsträger, die gestützt auf das Sozial-
versicherungsrecht des Bundes und das ELG ergehen, kann nach den Vorschrif-
ten des Bundesgesetzes über den allgemeinen Teil des Sozialversicherungs-
rechts (ATSG)[SR 830.1.] und der Spezialgesetzgebung des Bundes ein Rechts-
mittel erhoben werden; davon ausgenommen sind prozess- und verfahrensleiten-
de Verfügungen.

2 Auf Verfügungen der Sozialversicherungsträger über die Kinderzulagen nach 
kantonalem Recht und über die Prämienverbilligungen nach KVG sind die Be-
stimmungen des ATSG[SR 830.1.] sinngemäss anwendbar.

2 Auf Verfügungen der Sozialversicherungsträger über die Kinderzulagen nach 
kantonalem Recht, Verfügungen über Ergänzungsleistungen für einkommens-
schwache Familien und über die Prämienverbilligungen nach KVG sind die Be-
stimmungen des ATSG[SR 830.1.] sinngemäss anwendbar.

3 Gegen Einspracheentscheide und verfahrensleitende Verfügungen der Sozial-
versicherungsträger kann beim Versicherungsgericht Beschwerde geführt wer-
den.

§  164
Rückerstattung unrechtmässiger Leistungen

1 Unrechtmässig, insbesondere aufgrund einer Verletzung der Auskunfts- und 
Meldepflichten, erwirkte Geldleistungen sind zurückzuerstatten.

2 Geldleistungen, die trotz festgelegter Bedingungen und Auflagen und nach 
Mahnung zweckwidrig verwendet werden, sind zurückzuerstatten.

2bis Personen, die in ungerechtfertigter Weise Geldleistungen erhalten haben, sind 
zur Rückerstattung der Bereicherung verpflichtet. Die Artikel 62 Absatz 2 und Ar-
tikel 63-66 des Obligationenrechts[SR 220.] sind sinngemäss anwendbar.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/220/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/830.1/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/830.1/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/830.1/de


- 5 -

          
2ter Unrechtmässig bezogene Geldleistungen der Sozialhilfe und unrechtmässig 
bezogene Ergänzungsleistungen für einkommensschwache Familien gemäss 
den Absätzen 1 und 2

a) sind ab dem Zeitpunkt des Bezugs unter Heranziehung der Ansätze der kanto-
nalen Steuergesetzgebung zu verzinsen, und

a) sind ab dem Zeitpunkt des Bezugs unter Heranziehung der Ansätze der kanto-
nalen Steuergesetzgebung zu verzinsen, wobei die Pflicht zur Verzinsung bei 
den Ergänzungsleistungen für einkommensschwache Familien nur in beson-
ders schwerwiegenden Fällen gilt, und

b) können bei laufender Unterstützung zeitlich befristet mit dieser verrechnet wer-
den, wobei

1. bei Geldleistungen der Sozialhilfe der Verrechnungsbetrag 30 Prozent des 
Grundbedarfs nicht überschreiten darf,

2. bei Ergänzungsleistungen für einkommensschwache Familien der Verrech-
nungsbetrag 20 Prozent des allgemeinen Lebensbedarfs gemäss Artikel 10 Ab-
satz 1 Buchstabe a ELG[SR 831.30.] nicht überschreiten darf.

2quater Der Kanton klärt periodisch die Voraussetzungen der Rückerstattung ab. 
Sind die Voraussetzungen erfüllt, bestehen folgende Möglichkeiten:

a) Abschluss einer Vereinbarung über die Rückerstattung und deren Modalitäten;

b) Erlass einer Rückerstattungsverfügung.

2quinquies Im Bereich der kommunal getragenen Sozialhilfe sind die Einwohnerge-
meinden für die periodische Prüfung der Voraussetzungen der Rückerstattung 
und die Durchführung des Rückerstattungsverfahrens zuständig. Das Vorgehen 
richtet sich nach Absatz 2quater.

3 Die Rückerstattung minimaler Beiträge kann ausgeschlossen werden.

4 In Härtefällen kann auf die Rückerstattung ganz oder teilweise verzichtet wer-
den.

5 Die Verwirkung richtet sich sinngemäss nach § 15.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.30/de
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II.

     Keine Fremdänderungen.

III.

     Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.

Solothurn, .....

Im Namen des Kantonsrates
 
Susanne Koch Hauser
Präsidentin
 
Markus Ballmer
Ratssekretär

     Dieser Beschluss unterliegt dem ... Referendum.


